
Gegen administrative Maßnahmen – für Solidarität und 

Demokratie, für eine wirkungsvolle politische Praxis! 

 

Erklärung des Kreisvorstandes der DKP Köln 

 
Die kommunistische Weltbewegung machte insbesondere in den 30er Jahren des 20. Jahrhunderts die 
schmerzliche Erfahrung, was es heißt, wenn an die Stelle der Über-zeugung, Solidarität und der 
demokratischen Verfasstheit der kommunistischen Partei die Forderung nach Unterordnung, Befehl und 
Gehorsam tritt. "Bisherige Erkenntnisse und Schlussfolgerungen daraus wurden Bestandteil des politischen 

und organisations-politischen Selbstverständnisses der DKP." (Programm der DKP, Beschluss der 2.Tagung 
des 17.Parteitages der DKP, 8.April 2006, S.9) 
 
Vor diesem Hintergrund wurde das Statut der DKP verfasst. Es gilt auch für den Parteivorstand sich an 
unsere selbst gegebenen organisatorischen Grundsätze zu halten.  
 

Wir fordern die Aufhebung des Beschlusses zur sofortigen Auflösung des Bezirkes Südbayern. Es handelt 
sich um eine repressive Maßnahme, die keine statuarische Grundlage und damit keine demokratische 
Legitimation hat. Sie hält auch nicht den Vorgaben des Parteiengesetzes stand, deren Einhaltung die 
Bedingung für die unter großen persönlichen Opfern von zahlreichen Genossinnen und Genossen erkämpfte 
Legalität der kommunistischen Partei ist. Selbiges gilt für die Verweigerung des Rechts "einzeln oder in 

Verbindung mit anderen Mitgliedern politische Positionen, Kritik und Vorschläge zu entwickeln" (Statut der 
DKP, S.6) Wir lehnen den geplanten Unvereinbarkeitsbeschluss mit der – vom Parteivorstand vermuteten – 
Mitgliedschaft im kommunistischen Netzwerk ab. Kennt überhaupt jemand dessen Mitgliederlisten, die 
Beitragsordnung und organisationspolitischen Gliederungen? Vermutlich nicht, denn sie existieren nicht. 
 
Wera Richter kam in ihrem Referat „Zu aktuellen Fragen und der Parteientwicklung“ während der 9.Tagung 
des Parteivorstandes am 17./18. Juni 2017 in Essen zu folgender Feststellung: „Die Partei wird kleiner und 

älter und droht zu verschwinden, wenn es nicht gelingt, neue Mitglieder zu gewinnen.“  
 

Diese Einschätzung deutet auf die Verfasstheit der DKP. Nach Einschätzung des Kreisvorstandes führt der 
vom Parteivorstand eingeschlagene Weg nicht zum Aufbau, sondern zur Spaltung und damit zur Auflösung 
der Partei. 
 
Weiter sagt sie: „Wir haben große Probleme mit Resignation, Rückzügen, Individualismus auch als Ergebnis 

der anhaltenden Auseinandersetzung, aber auch wegen unserer anhaltenden Schwäche in Zeiten 

gefährlicher politischer Zuspitzung." 

 

Tatsächlich leben wir in Zeiten gefährlicher politischer Zuspitzungen: 
 
Dabei stehen wir vor wichtigen Aufgaben: Angesichts der Verschärfung der politischen Konflikte zwischen 
den einzelnen imperialistischen Zentren untereinander und zwischen ihnen und den aufstrebenden Ländern, 
als auch durch die Zuspitzung der ökonomischen Krise mit der Folge einer wahnwitzigen, weltweiten 
Verschuldung, die in der Phase der imperialistischen Periode des Kapitalismus nur durch kriegerische 
Auseinandersetzungen minimiert werden kann, steht der Kampf für den Frieden für uns im Vordergrund. Er 
muss mit den sozialen Fragen verbunden werden. Immer näher rückt der Krieg als kapitalismus-
verträglichste Form der Kapitalvernichtung. 
 

Zum G20-Gipfel in Hamburg sagt Einsatzleiter Hartmut Dudde bei der Vorstellung des Sicherheitskonzeptes 
der Polizei : "Wir werden die gesamte bundesdeutsche Polizei hier in Hamburg haben, eigentlich mit allem, 
was Polizeien so besitzen, sowohl an Technik als auch an anderem Equipment." Hier wird die 
Aufstandsbekämpfung geprobt, Bürgerkriegs-szenarien entwickelt und die dazu gehörende Aufhebung der 



bürgerlichen Grundrechte getestet. Es gibt keinen anderen sinnvoll erscheinenden Grund für die 
Herrschenden den G20-Gipfel in diesen hamburger Stadtteilen zu veranstalten als die Werkzeuge der 
Repression zu testen und eine Machtdemonstration zu veranstalten, um die Menschen so sehr 
einzuschüchtern, dass sie aus Angst vor ihrer köperlichen Unversehrtheit von Widerstand absehen.   
 
Und just in dieser gefährlichen Lage, die durch eine gesellschaftliche Verelendungspolitik, durch eine rapide 
Rechtsentwicklung, durch weiteren Abbau von Demokratie und den Ausbau geheimdienstlicher Strukturen 
und Befugnisse, durch eine kaum noch verdeckte Zusammenarbeit mit rechten und islamistischen 
Terroristen, durch die Militarisierung des zivilen Lebens, des Verwischens der Grenze von Krieg und Frieden 
gekennzeichnet ist, ist unsere Partei weniger als je dieser Lage gewachsen. Angesichts der 
Herausforderungen und der Umsetzung dieser Politik durch rechtspopulistische, neoliberale Politik, die AfD 
mit eingeschlossen, sorgen wir uns um den derzeitigen Zustand der Partei. 
 
Wir sind gefordert Antworten auf die dringendsten Fragen zu entwickeln. Daher fordern wir den 
Parteivorstand auf, seine Verantwortung wahrzunehmen, eine Politik zu entwickeln, die den historischen 
Aufgaben der kommunistischen Partei in der jetzigen Kampfetappe entspricht. Wir fordern ihn auf, die 
Gemeinsamkeiten in der Partei anzuerkennen sowie unterschiedeliche Standpunkte zuzulassen und nicht 
mit administrativen Mitteln zu bekämpfen. Davon ausgehend kann eine wirkungsvolle politische Praxis 
entwickelt werden, die die gesamte Partei überzeugt und in Bewegung bringt. 

 
Kreisvorstand der DKP Köln, 11. Juli 2017  

 

 

(angenommen mit 8 Ja-Stimmen bei 1 Enthaltung) 


